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Binnengefliichtete schiitzen: Internationale Unterstiitzung garantieren und Staaten in die Pflicht nehmen!
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Jedes Jahr sind Millionen von Menschen aufgrund von
bewaffneten Konflikten, Gewalt, Naturkatastrophen, Ent-
wicklungsprojekten und der Auswirkungen des Klima-
wandels gezwungen zu fliehen. Weitere Millionen Men-
schen leben bereits langfristig vertrieben von ihren Heim-
statten oder sind dem standigen Risiko ausgesetzt, ver-
trieben zu werden. Das Internal Displacement Monitoring
Centre gibt an, dass sich Ende 2016 40,3 Millionen Men-
schen in Binnenflucht allein aufgrund von bewaffneten
Konflikten und Gewalt befanden.

Binnengefliichtete Personen umfassen unter anderem
Menschen, die zwischen kriegfiihrenden Parteien gefan-
gen oder von bewaffneten Angriffen bedroht sind, fiir die
die eigene Regierung verantwortlich sein kann. Binnen-
gefliichtete sind ebenso indigene Bevélkerungsgruppen,
die aus ihren Landschaften fliehen mussten, um den Bau
eines Dammes und anderer Infrastrukturprojekte zu er-
moglichen. In den letzten Jahrzehnten sind es zudem ver-
mehrt ganze Gemeinschaften z.B. aus Trockengebieten,
deren Land (und somit oft auch deren Lebensunterhalt)
aufgrund der mit dem Klimawandel verbundenen Um-
weltzerstérung verloren ging.

Von der Binnenflucht sind mehrheitlich Frauen und Kin-
der betroffen. Verantwortung fiir die Sicherstellung ih-
rer Bediirfnisse nach Schutz, Hilfe und Wiedereingliede-
rung sowie der spezifischen Anliegen von unbegleite-
ten Minderjahrigen, Menschen mit Behinderungen und
alteren Menschen werden jedoch selten libernommen.
Zudem sind ethnische Minderheiten, indigene Bevdlke-
rungsgruppen und Menschen aus landlichen und drmeren
Gebieten Uberproportional zur Binnenflucht gezwungen.

Staaten sind dafiir verantwortlich, die Wahrung der Men-
schenrechte zu garantieren. Der Schutz und die Unterstiit-
zung von Binnengefliichteten beruht auf der Pflicht, Men-
schenrechte zu respektieren. Die Souveranitat eines Staa-
tes beinhaltet also nicht nur das Recht, eigene Angelegen-
heit unabhangig leiten zu diirfen, sondern auch die prima-
re Pflicht und Verantwortung, Binnengefliichteten Schutz
und Unterstiitzung ohne Diskriminierung zu gewahrleis-
ten.

I. Uber Binnengefliichtete 1. Definition
Die ,Leitlinien betreffend Binnenvertreibung“ des UN-
Sonderberichterstatters zu Intern Vertriebenen definieren

Die sozialdemokratischen Mitglieder der Bundesregie-
rung, die SPD-Bundestagsfraktion und die S&D-Fraktion
im Europaparlament werden aufgefordert, den folgenden
Grundssatzen zum Schutz von Binnengefliichteten welt-
weit weitestgehende Geltung zu verschaffen und sich fiir
die nachstehende Forderungen einzusetzen.

Grundsitze:

Jede®r hat das Recht, vor willkiirlicher Vertreibung aus der
Heimstatte geschiitzt zu werden.

Binnengefliichtete sind besonders vor diskriminierenden
Praktiken — wie der Einziehung zu Streitkraften oder be-
waffneten Gruppen — infolge ihrer Vertreibung zu schiit-
zen. Insbesondere miissen alle grausamen, unmenschli-
chen und erniedrigenden Praktiken gegentiber Binnenver-
tiebenen unter allen Umstanden verboten und bestraft
werden.

Familien, die durch Vertreibung getrennt wurden, miissen
so schnell wie moglich zusammengefiihrt werden. Dies
gilt insbesondere wenn Kinder betroffen sind.

Um dem grundlegenden Recht auf Bildung Wirksamkeit
zu verleihen, haben Binnengefliichtete Unterricht zu er-
halten, der unentgeltlich und obligatorisch sein muss.
Oberstes Ziel ist es, Bedingungen zu schaffen und Mittel
bereitzustellen, die es den Binnengefliichteten ermdégli-
chen, freiwillig und in Sicherheit und Wiirde an ihren Hei-
matort zurlickzukehren oder sich an einem neuen Ort an-
zusiedeln.

Deshalb fordern wir:

- Alle deutschen und europdischen Behérden und In-
stitutionen haben ihre Verpflichtungen aus den Leitlini-
en betreffend Binnenvertreibung unter allen Umstanden
einzuhalten und ihre Einhaltung durchzusetzen um Situa-
tionen, die zur Vertreibung von Personen fiihren kdnnten,
zu vermeiden.

- Jeder Eingehung eines neuen Vertrages oder Neuver-
handlung eines bestehenden Vertrages der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Europdischen Union mit Dritt-
staaten zu Verhandlungsthemen, die Binnengefliichtete
unmittelbar oder in sonstiger Weise betreffen, ist die For-
derung zur Inkraftsetzung und sachgerechten Durchset-
zung der Leitlinien betreffend Binnenvertreibung durch
den Drittstaat vorausgesetzt.

- Im Bewusstsein lber die Pflicht und Verantwortung,
Binnenvertriebenen humanitare Hilfe zu gewahren, set-
zen wir uns dafiir ein, dass Unterstiitzung fiir Binnenver-
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Binnengefliichtete als ,Personen oder Personengruppen,
die gezwungen oder genétigt wurden, aus ihren Heim-
statten oder dem Ort ihres gewdhnlichen Aufenthalts zu
fliehen oder diese zu verlassen, insbesondere in Folge
oder zur Vermeidung der Auswirkungen eines bewaffne-
ten Konflikts, von Situationen allgemeiner Gewalt, Men-
schenrechtsverletzungen und natiirlichen oder vom Men-
schen verursachten Katastrophen, und die keine interna-
tional anerkannte Staatsgrenze liberschritten haben® Die
zwei ausschlaggebenden Faktoren sind also der Zwang,
die die Flucht veranlasst, und die Nicht-Uberschreitung ei-
ner international anerkannten Staatsgrenze.

Es ist wichtig hervorzuheben, dass die Einstufung danach,
wer nach den Leitlinien ein*e Binnengefliichtete™r ist, kei-
ne gesetzliche Definition ist, die einen besonderen Rechts-
status dhnlich dem Gefliichtetenstatus nach der Gen-
fer Konvention verleiht. Vielmehr sind Binnengefliichte-
te weiterhin Biirger*innen des betroffenen Staates, unab-
hangig davon, ob sie formell als Vertriebene anerkannt
sind oder nicht. Dadurch sind sie auch als Binnengefliich-
tete grundsatzlich berechtigt, alle fiir die Bevolkerung des
betreffenden Staates geltenden Garantien der Menschen-
rechte und des humanitaren Vélkerrechts zu nutzen.

2. Die Unterscheidung zwischen Gefliichteten und Bin-
nengefliichteten ist entscheidend

Das folgt daraus, dass sich aus rechtlicher Sicht Gefliichte-
te grundsatzlich von Binnengefliichteten unterscheiden.
Wahrend Gefliichtete sich zum Schutz nicht der eigenen
Regierung widmen, sondern internationalen Schutz und
Unterstiitzung im Ausland finden, haben Binnengefliich-
tete das Land ihres Heimatortes nicht verlassen. Somit
bleiben Binnengefliichtete auch in Fdllen, in denen Re-
gierungskrafte oder andere staatlichen Behorden fiir ihre
Verdrangung verantwortlich sind, unter der Verfligungs-
gewalt eben dieser Regierung.

Die internationale Gemeinschaft bleibt auch in diesen Fal-
len nicht berechtigt, nationale Behorden zu ersetzen, son-
dern libernimmt bisher lediglich eine subsididre Rolle bei
der Unterstiitzung oder Erganzung staatlicher MaRRnah-
men. Wahrend also der fiir Gellichtete erlangbare Rechts-
status im Wesentlichen eine Form des internationalen
Schutzes ist, ist der Schutz von Binnengefliichteten in ers-
ter Linie eine nationale Angelegenheit.

Binnengefliichtete als eine Art von Gefliichteten zu qua-
lifizieren sahe also iiber die Tatsache der unterschiedli-
chen rechtlichen Gegebenheiten und Schutzméglichkei-
ten hinweg. Wahrend Gefliichtete im Ausland nicht alle
Rechte genieBen, die den Biirger*innen eines Landes zur
Verfiigung stehen, verlieren Binnengefliichtete keine der
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triebene liberall angeboten wird.

- Internationale humanitare Organisationen sowie hel-
fende UN-Institutionen sind fiir ihre Hilfe gegeniiber Bin-
nengefliichteten mit geeigneten MaRnahmen zu unter-
stltzen.

- Die UN, die Europaische Union und die Bundesrepublik
Deutschland miissen sich verpflichten, die Rechtsansprii-
che aller Menschen aus Art. 13 der Allgemeinen Erklarung
der Menschenrechte von 1948

1. Jeder hat das Recht, sich innerhalb des Staates frei
zu bewegen und seinen Aufenthaltsort frei zu wah-
len und

2. Jeder hat das Recht, jedes Land, einschlieBlich sei-
nen eigenen, zu verlassen und in sein Land zuriick-
zukehren

als auch fiir Binnengefliichtete geltend zu ihrer Wirksam-
keit zu verhelfen.

Grenzsicherungsabkommen mit Herkunfts- und Transit-
staaten von Gefliichteten insbesondere in Afrika in den
Ausgangsregionen von Fluchtrouten und der Aufbau
von hochgerlisteten Grenzschutzsicherungssystemen mit
deutscher Hilfe, welche sowohl Fliichtende als auch Men-
schen, die in anderen Landern Handel treiben oder Arbeit
suchen oder aus anderen Griinden ihr Land verlassen wol-
len, an dieser Absicht hindern, sind mit dieser auch von
Deutschland eingegangenen Verpflichtung zur Verwirkli-
chung der UN-Menschenrechts-Charta nicht vereinbar.

Weiterhin fordern wir, dass:

empirische Forschungen vorangetrieben werden,

die die Bedirfnisse von Binnengefliichteten fest-

stellen und geeignete MalRnahmen zu ihrer Erfiil-
lung voranbringen;

Auswirkungen der Binnenvertreibung auf die Leben

der Betroffenen weiter untersucht werden — mit

besonderer Aufmerksamkeit auf die strukturellen

Ausloser und soziookonomischen Auswirkungen bei

langwieriger und stadtischer Binnenvertreibung;

« etwa durch die Modernisierung von Infrastruktur
oder dem Ausbau ortlicher Gesundheits- und Bil-
dungseinrichtungen die den Binnengefliichteten
gastgebende Ortschaften unterstiitzt werden;

+ die Zusammenarbeit mit relevanten Nichtregie-

rungsorganisationen, die global oder regional agie-

ren, ermoglicht wird.

Begriindung:
Jedes Jahr sind Millionen von Menschen aufgrund von
bewaffneten Konflikten, Gewalt, Naturkatastrophen, Ent-
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ihnen als Biirger*innen des Staates verliehenen Rechte,
auch wenn sie in Wirklichkeit diskriminiert oder gar als
Burger*innen zweiter Klasse behandelt werden.

I. Die gravierenden Konsequenzen der Binnenflucht

Dass Binnengefliichtete als Biirgerinnen des Landes
rechtlich genauso geschiitzt sind wie der Rest der Bevol-
kerung — und dadurch nicht notwendigerweise anfalliger
seien als nicht gefliichtete Menschen —wird als Argument
gegen die Betrachtung von Binnengefliichteten als spe-
ziell unterstlitzungsbediirftige Menschengruppe verwen-
det. Diese Herangehensweise lbersieht jedoch die Tatsa-
che, dass Binnengefliichtete spezifische Bediirfnisse ha-
ben, die nicht gefliichtete Personen nicht haben. Binnen-
gefliichtete haben gemeinsam und miissen deshalb

(1) vor Vertreibung geschiitzt werden,

(2) Gefahrenbereiche verlassen, um einen sicheren Ort zu
erreichen und diirfen nicht gezwungen werden, in Gefah-
renbereiche zurtickzukehren,

(3) eine voriibergehende Unterkunft finden,

(4) wegen ihrer Flucht vor Diskriminierungen geschiitzt
werden, etwa in Hinsicht auf den Zugang zu Basisdienst-
leistungen und dem Arbeitsmarkt,

(5) sich als Wahler anmelden kénnen, um an Wahlen und
Volksabstimmungen teilnehmen zu kénnen,

(6) zurilickgelassenes Eigentum schiitzen und

(7) eine dauerhafte Losung fiir ihren Verbleib finden, etwa
durch Riickkehr zum Ort des friiheren Aufenthalts oder in
Form einer Integration in die gefllichtete oder einer ande-
ren Ortschaft.

Binnengefliichtete stehen also vor Problemen, die spezi-
fisch im Zusammenhang mit der Flucht und den Flucht-
griinden stehen. Statistisch festgestellt wurde, dass Bin-
nengefliichtete ohne humanitare Hilfe oftmals einem ho-
heren Risiko der Untererndhrung und der Anweisung auf
Nahrungsmittelhilfe ausgesetzt sind. Sie haben Kinder
durch die Rekrutierung zu Streitkraften oder nichtstaat-
lichen bewaffneten Gruppen verloren, werden vor allem
wahrend der Flucht von Familienmitgliedern getrennt und
erhalten keinen Zugang zu Bildungseinrichtungen. Bin-
nengefliichtete erleiden zudem vermehrt geschlechtsspe-
zifische Gewalt, leiden an ernsten gesundheitlichen Pro-
blemen und bleiben in extremer Armut, ohne Méglichkei-
ten, einen angemessenen Lebensunterhalt zu verdienen.

Zur weiteren Feststellung der Faktoren, die Binnenge-
fliichtete in diesem hohen Grad der Verletzbarkeit lassen,
verlangen wir dringend weitere Untersuchungen und set-
zen uns entschieden fiir ihre Bekampfung ein. Denn um ei-
ne dauerhafte Losung fiir Binnengefliichtete zu erreichen,
missen ihre spezifischen Hilfs- und Schutzbediirfnisse er-
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wicklungsprojekten und der Auswirkungen des Klima-
wandels gezwungen zu fliehen. Weitere Millionen Men-
schen leben bereits langfristig vertrieben von ihren Heim-
statten oder sind dem standigen Risiko ausgesetzt, ver-
trieben zu werden. Das Internal Displacement Monitoring
Centre gibt an, dass sich Ende 2016 40,3 Millionen Men-
schen in Binnenflucht allein aufgrund von bewaffneten
Konflikten und Gewalt befanden.

Binnengefliichtete Personen umfassen unter anderem Fa-
milien, die zwischen kriegfiihrenden Parteien gefangen
oder von bewaffneten Angriffen bedroht sind, fiir die
die eigene Regierung verantwortlich sein kann. Binnen-
gefliichtete sind ebenso indigene Bevdlkerungsgruppen,
die aus ihren Landschaften fliehen mussten, um den Bau
eines Dammes und anderer Infrastrukturprojekte zu er-
moglichen. In den letzten Jahrzehnten sind es zudem ver-
mehrt ganze Gemeinschaften z.B. aus Trockengebieten,
deren Land (und somit oft auch deren Lebensunterhalt)
aufgrund der mit dem Klimawandel verbundenen Um-
weltzerstorung verloren ging.

Von der Binnenflucht sind mehrheitlich Frauen und Kin-
der betroffen. Verantwortung fiir die Sicherstellung ih-
rer Bediirfnisse nach Schutz, Hilfe und Wiedereingliede-
rung sowie der spezifischen Anliegen von unbegleite-
ten Minderjahrigen, Menschen mit Behinderungen und
dlteren Menschen werden jedoch selten libernommen.
Zudem sind ethnische Minderheiten, indigene Bevolke-
rungsgruppen und Menschen aus landlichen und drmeren
Gebieten liberproportional zur Binnenflucht gezwungen.

Staaten sind dafiir verantwortlich, die Wahrung der Men-
schenrechte zu garantieren. Der Schutz und die Unterstiit-
zung von Binnengefliichteten beruht auf der Pflicht, Men-
schenrechte zu respektieren. Die Souverdnitat eines Staa-
tes beinhaltet also nicht nur das Recht, eigene Angelegen-
heit unabhangig leiten zu diirfen, sondern auch die prima-
re Pflicht und Verantwortung, Binnengefliichteten Schutz
und Unterstiitzung ohne Diskriminierung zu gewahrleis-
ten.

I. Uber Binnengefliichtete
1. Definition

Die ,Leitlinien betreffend Binnenvertreibung“ des UN-
Sonderberichterstatters zu Intern Vertriebenen definieren
Binnengefliichtete als ,Personen oder Personengruppen,
die gezwungen oder genétigt wurden, aus ihren Heim-
statten oder dem Ort ihres gewohnlichen Aufenthalts zu
fliehen oder diese zu verlassen, insbesondere in Folge
oder zur Vermeidung der Auswirkungen eines bewaffne-
ten Konflikts, von Situationen allgemeiner Gewalt, Men-
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fillt werden. Binnengefliichtete miissen ihre Menschen-
rechte ohne Diskriminierung genieRen diirfen, indem sie
in ihre Heimstatten zurtickkehren, sich in dem Zufluchts-
ort integieren oder in eine andere Gegend umziehen kén-
nen.

lll. Binnenflucht ist Teil einer ganzheitlichen Angelegen-
heit iiber gefahrdete Personen

Das spezifische Betrachten der Situation von Binnenge-
fliichteten soll in keiner Weise als Beweggrund dienen Hil-
fe und Aufmerksamkeit zum Nachteil anderer gefahrde-
ter Personen zu verlegen. Die Unterstiitzung von Binnen-
gefliichteten, genauso wie fiir andere gefahrdete Perso-
nen, hat immer auf der Grundlage von Bediirfnissen und
Verletzbarkeiten und nicht aus Griinden der Kategorisie-
rung zu erfolgen. Der gesonderte Blick auf Binnengefliich-
tete gilt um sicherzustellen, dass Unterstiitzungen den
tatsachlichen Bediirfnissen gerecht werden.

In diesem Zusammenhang ist die Ansicht der von Ver-
treibung betroffenen Kommunen und Gemeinschaften
nicht zu vernachldssigen. Denn auch die gastgebenden
Gemeinschaften sind von den Auswirkungen der Binnen-
flucht betroffen. Diese Gemeinschaften mit 6rtlichen In-
vestitionen zu unterstiitzen hilft nicht nur Spannungen
zwischen Binnengefliichteten und der ortlichen Bevdlke-
rung vorzubeugen oder zu reduzieren, sondern beweist
zudem, mit welchen Lasten diese Gemeinschaften zu-
rechtkommen missen.

Fiir die SPD gilt:

« Jede®r hat das Recht, vor Vertreibung aus der Heim-

statte geschiitzt zu werden.

« Binnengefliichtete sind besonders vor diskriminie-
renden Praktiken — wie der Einziehung zu Streit-
kraften oder bewaffneten Gruppen — infolge ihrer
Vertreibung zu schiitzen. Insbesondere missen al-
le grausamen, unmenschlichen und erniedrigenden
Praktiken gegeniiber Binnenvertiebenen unter allen
Umstanden verboten und bestraft werden.
Familien, die durch Vertreibung getrennt wurden,
miissen so schnell wie moéglich zusammengefiihrt
werden. Dies gilt insbesondere wenn Kinder betrof-
fen sind.

« Um dem grundlegenden Recht auf Bildung Wirk-
samkeit zu verleihen, haben im Schulalter befindli-
che Gefliichtete Unterricht zu erhalten, der unent-
geltlich und obligatorisch sein muss.

Oberstes Ziel ist es, Bedingungen zu schaffen und
Mittel bereitzustellen, die es den Binnengefliichte-
ten ermdglichen, freiwillig und in Sicherheit und
Wiirde an ihren Heimatort zurlickzukehren oder

sich an einem neuen Ort anzusiedeln.
« Binnengefliichtete miissen ihren Zufluchtsort selbst
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schenrechtsverletzungen und natiirlichen oder vom Men-
schen verursachten Katastrophen, und die keine interna-
tional anerkannte Staatsgrenze liberschritten haben® Die
zwei ausschlaggebenden Faktoren sind also der Zwang,
die die Flucht veranlasst, und die Nicht-Uberschreitung ei-
ner international anerkannten Staatsgrenze.

Es ist wichtig hervorzuheben, dass die Einstufung danach,
wer nach den Leitlinien ein*e Binnengefliichtete™r ist, kei-
ne gesetzliche Definition ist, die einen besonderen Rechts-
status dhnlich dem Gefliichtetenstatus nach der Gen-
fer Konvention verleiht. Vielmehr sind Binnengefliichte-
te weiterhin Biirger*innen des betroffenen Staates, unab-
hangig davon, ob sie formell als Vertriebene anerkannt
sind oder nicht. Dadurch sind sie auch als Binnengefliich-
tete grundsatzlich berechtigt, alle fiir die Bevolkerung des
betreffenden Staates geltenden Garantien der Menschen-
rechte und des humanitaren Volkerrechts zu nutzen.

2. Die Unterscheidung zwischen Gefliichteten und Bin-
nengefliichteten ist entscheidend

Das folgt daraus, dass sich aus rechtlicher Sicht Gefliichte-
te grundsatzlich von Binnengefliichteten unterscheiden.
Wahrend Gefliichtete sich zum Schutz nicht der eigenen
Regierung widmen, sondern internationalen Schutz und
Unterstiitzung im Ausland finden, haben Binnengefliich-
tete das Land ihres Heimatortes nicht verlassen. Somit
bleiben Binnengefliichtete auch in Fdllen, in denen Re-
gierungskrafte oder andere staatlichen Behorden fiir ihre
Verdrangung verantwortlich sind, unter der Verfiigungs-
gewalt eben dieser Regierung.

Dieinternationale Gemeinschaft bleibt auch in diesen Fal-
len nicht berechtigt, nationale Behérden zu ersetzen, son-
dern libernimmt bisher lediglich eine subsididre Rolle bei
der Unterstiitzung oder Erganzung staatlicher MaRRnah-
men. Wahrend also der fiir Gellichtete erlangbare Rechts-
status im Wesentlichen eine Form des internationalen
Schutzes ist, ist der Schutz von Binnengefliichteten in ers-
ter Linie eine nationale Angelegenheit.

Binnengefliichtete als eine Art von Gefliichteten zu qua-
lifizieren sahe also liber die Tatsache der unterschiedli-
chen rechtlichen Gegebenheiten und Schutzméglichkei-
ten hinweg. Wahrend Gefliichtete im Ausland nicht alle
Rechte genieBen, die den Biirger*innen eines Landes zur
Verfligung stehen, verlieren Binnengefliichtete keine der
ihnen als Biirger*innen des Staates verliehenen Rechte,
auch wenn sie in Wirklichkeit diskriminiert oder gar als
Burger*innen zweiter Klasse behandelt werden.

I. Die gravierenden Konsequenzen der Binnenflucht
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frei wahlen dirfen. Sie diirfen nicht von Machtha-
benden z.B. als Faustpfand missbraucht werden und
an einen Ort gezwungen werden.

Deshalb fordern wir:

« Alle deutschen und europdischen Behdérden und
Institutionen haben ihre Verpflichtungen aus den
Leitlinien betreffend Binnenvertreibung unter allen
Umstanden einzuhalten und ihre Einhaltung durch-
zusetzen um Situationen, die zur Vertreibung von
Personen fiihren konnten, zu vermeiden.

Jeder Eingehung eines neuen Vertrages oder Neu-

verhandlung eines bestehenden Vertrages der Bun-

desrepublik Deutschland und der Europaischen Uni-
on mit Drittstaaten zu Verhandlungsthemen, die

Binnengefliichtete unmittelbar oder in sonstiger

Weise betreffen, ist die Forderung zur Inkraftset-

zung und sachgerechten Durchsetzung der Leitlini-

en betreffend Binnenvertreibung durch den Dritt-
staat vorausgesetzt.

« Im Bewusstsein tiber die Pflicht und Verantwortung,

Binnenvertriebenen humanitare Hilfe zu gewahren,

setzen wir uns dafiir ein, dass Unterstiitzung fuir

Binnenvertriebene liberall angeboten wird.

Internationale humanitdre Organisationen sowie

helfende UN-Institutionen sind fiir ihre Hilfe gegen-

Uber Binnengefliichteten mit geeigneten MaRnah-

men zu unterstitzen.

« Die Kampala Konvention, die als regionale Konven-
tion Staaten dazu verpflichtet, den Schutz und das
Wohlergehen von Binnengefliichteten zu ermégli-
chen, sowie der damit verfolgte Ansatz Menschen,
die gezwungen sind aus ihren Heimstatten auf-
grund von Konflikten, Gewalt, Naturkatastrophen
und Menschenrechtsverletzungen zu fliehen, unter-
schiedslos zu helfen, wird ausdriicklich unterstiitzt.

« Die UN, die Europadische Union und die Bundesre-

publik Deutschland miissen sich verpflichten, allen

Menschen, die aus finanziellen, politischen oder an-

deren Griinden nur innerhalb ihres Herkunftslandes

fliehen kénnen, obwohl sie es eigentlich verlassen
wollen, zu unterstiitzen, einen Zufluchtsort aul3er-
halb ihres Herkunftslandes zu erreichen.

Weiterhin fordern wir, dass:

- empirische Forschungen vorangetrieben werden,
die die Bedrfnisse von Binnengefliichteten fest-
stellen und geeignete MaBnahmen zu ihrer Erfiil-
lung voranbringen;

« Auswirkungen der Binnenvertreibung auf die Leben
der Betroffenen weiter untersucht werden — mit
besonderer Aufmerksamkeit auf die strukturellen
Ausloser und soziodkonomischen Auswirkungen bei

Antrag 47/11/2017

Dass Binnengefliichtete als Biirger*innen des Landes
rechtlich genauso geschiitzt sind wie der Rest der Bevol-
kerung — und dadurch nicht notwendigerweise anfalliger
seien als nicht gefliichtete Menschen —wird als Argument
gegen die Betrachtung von Binnengefliichteten als spe-
ziell unterstiitzungsbediirftige Menschengruppe verwen-
det. Diese Herangehensweise lbersieht jedoch die Tatsa-
che, dass Binnengefliichtete spezifische Bediirfnisse ha-
ben, die nicht gefliichtete Personen nicht haben. Binnen-
gefliichtete haben gemeinsam und miissen deshalb

(1) vor Vertreibung geschiitzt werden,

(2) Gefahrenbereiche verlassen, um einen sicheren Ort zu
erreichen und diirfen nicht gezwungen werden, in Gefah-
renbereiche zurtickzukehren,

(3) eine voriibergehende Unterkunft finden,

(4) wegen ihrer Flucht vor Diskriminierungen geschiitzt
werden, etwa in Hinsicht auf den Zugang zu Basisdienst-
leistungen und dem Arbeitsmarkt,

(5) sich als Wahler anmelden kénnen, um an Wahlen und
Volksabstimmungen teilnehmen zu kénnen,

(6) zuriickgelassenes Eigentum schiitzen und

(7) eine dauerhafte Losung fiir ihren Verbleib finden, etwa
durch Riickkehr zum Ort des friiheren Aufenthalts oder in
Form einer Integration in die gefllichtete oder einer ande-
ren Ortschaft.

Binnengefliichtete stehen also vor Problemen, die spezi-
fisch im Zusammenhang mit der Flucht und den Flucht-
griinden stehen. Statistisch festgestellt wurde, dass Bin-
nengefliichtete ohne humanitare Hilfe oftmals einem ho-
heren Risiko der Untererndhrung und der Anweisung auf
Nahrungsmittelhilfe ausgesetzt sind. Sie haben Kinder
durch die Rekrutierung zu Streitkraften oder nichtstaat-
lichen bewaffneten Gruppen verloren, werden vor allem
wahrend der Flucht von Familienmitgliedern getrennt und
erhalten keinen Zugang zu Bildungseinrichtungen. Bin-
nengefliichtete erleiden zudem vermehrt geschlechtsspe-
zifische Gewalt, leiden an ernsten gesundheitlichen Pro-
blemen und bleiben in extremer Armut, ohne Méglichkei-
ten, einen angemessenen Lebensunterhalt zu verdienen.

Zur weiteren Feststellung der Faktoren, die Binnenge-
fliichtete in diesem hohen Grad der Verletzbarkeit lassen,
verlangen wir dringend weitere Untersuchungen und set-
zen uns entschieden fiirihre Bekampfung ein. Denn um ei-
ne dauerhafte Losung fiir Binnengefliichtete zu erreichen,
miissen ihre spezifischen Hilfs- und Schutzbediirfnisse er-
fillt werden. Binnengefliichtete miissen ihre Menschen-
rechte ohne Diskriminierung genieRen diirfen, indem sie
in ihre Heimstatten zurtickkehren, sich in dem Zufluchts-
ort integieren oder in eine andere Gegend umziehen kon-
nen.
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langwieriger und stadtischer Binnenvertreibung;

« etwa durch die Modernisierung von Infrastruktur
oder dem Ausbau ortlicher Gesundheits- und Bil-
dungseinrichtungen die den Binnengefliichteten
gastgebende Ortschaften unterstiitzt werden;

die Zusammenarbeit mit relevanten Nichtregierungsor-
ganisationen, die global oder regional agieren, erméglicht
wird.

Antrag 47/11/2017

lll. Binnenflucht ist Teil einer ganzheitlichen Angelegen-
heit iiber gefahrdete Personen

Das spezifische Betrachten der Situation von Binnenge-
fliichteten soll in keiner Weise als Beweggrund dienen Hil-
fe und Aufmerksamkeit zum Nachteil anderer gefahrde-
ter Personen zu verlegen. Die Unterstiitzung von Binnen-
gefliichteten, genauso wie fiir andere gefdhrdete Perso-
nen, hat immer auf der Grundlage von Bediirfnissen und
Verletzbarkeiten und nicht aus Griinden der Kategorisie-
rung zu erfolgen. Der gesonderte Blick auf Binnengefliich-
tete gilt um sicherzustellen, dass Unterstiitzungen den
tatsachlichen Bediirfnissen gerecht werden.

In diesem Zusammenhang ist die Ansicht der von Ver-
treibung betroffenen Kommunen und Gemeinschaften
nicht zu vernachlassigen. Denn auch die gastgebenden
Gemeinschaften sind von den Auswirkungen der Binnen-
flucht betroffen. Diese Gemeinschaften mit 6rtlichen In-
vestitionen zu unterstiitzen hilft nicht nur Spannungen
zwischen Binnengefliichteten und der ortlichen Bevolke-
rung vorzubeugen oder zu reduzieren, sondern beweist
zudem, mit welchen Lasten diese Gemeinschaften zu-
rechtkommen miissen.



	Antrag 47/II/2017 Binnengeflüchtete schützen: Internationale Unterstützung garantieren und Staaten in die Pflicht nehmen!

